Zur Institutionalisierung ethnischer Vielfalt in postkonfliktären Situationen:

Die Rolle von Demokratie, Menschenrechten und Minderheitenschutz in Europa

Die grausamen Kriege auf dem Balkan in den neunziger Jahren, das bloß reaktive Krisenmanagement der internationalen Gemeinschaft und die nach wie vor von den "Realisten" der internationalen Politik ins Spiel gebrachten Teilungspläne für Bosnien-Herzegowina und Kosovo führen zu der Fragestellung, ob die immer weiter gehende Kernspaltung von Staaten mit dem Ziel der ethnischen Homogenisierung "realistischerweise" als Preis für Frieden und Stabilität in Südosteuropa hingenommen werden müssen. Angesichts des Nordirlandproblems, des ETA-Terrorismus im Baskenland und der bald babylonischen Sprachenvielfalt der EU nach der "Osterweiterung" ist aber auch klar, daß die politische Alternative zwischen ethnischer Reinheit und Kleinheit und multikultureller Demokratie kein "natürliches" Problem des Balkans, sondern   eine Herausfor​derung für den gesamteuropäischen Integrationsprozess darstellt. Wie kann aber politische Einheit bei gleichzeitiger Erhaltung des Unterschieds, der ethnischen Vielfalt, erzielt werden ?

Da die Forschung zu diesen Fragestellungen bisher zu sehr auf Staaten und Territorien konzentriert war, wobei auch der "Dialog" zwischen den Fachdisziplinen oft fehlt, sucht nun ein multi-nationales und interdisziplinär zusammengesetztes Forscherteam von Sozialwissenschaftern, Ökonomen und Juristen unter der Leitung von a.o. Univ. Prof. Dr. Joseph Marko und a.o. Univ. Prof. Dr. Wolfgang Benedek, beide von der juristischen Fakultät der Uni Graz, nach neuen Forschungsansätzen und praktischen Lösungsvorschlägen.

Dies erfolgt durch die Konzentration auf die regionale und lokale Ebene, sodaß anhand des Vergleichs von Fallstudien zu Sarajevo, Mostar, Bozen, Brussel einerseits, der Vojvodina, dem Sandzak, Ostslawonien, Südtirol, dem Baskenland und der Region Brüssel andererseits die Faktoren herausgearbeitet werden, die zur Transformation von politischen, ökonomischen oder kulturellen Interessengegensätzen in "fundamentale" ethnische Konflikte führen. 

Auf dieser Basis wird dann untersucht, welche Faktoren in der Phase des Wiederaufbaus und des "Ausgleichs" ein erneutes Ausbrechen von gewaltsamen Konflikten verhindern können, um damit nicht nur die Abwesenheit von Krieg, sondern einen positiven Frieden nachhaltig zu stabilisieren. 

Dabei geht es aber auch um angewandte Forschung zur Curriculumentwicklung sowie der Erarbeitung von Trainingseinheiten und -einrichtungen auf dem Gebiet der Erziehung zu Demokratie, Menschenrechten und des Minderheitenschutzes für zukünftige Multiplikatoren einer Zivilgesellschaft. Als Garanten für dieses Ziel können gerade die Partner dieses Projektes angesehen werden, zählen zu diesen doch das Belgrade Centre for Human Rights, das erst unlängst mit dem Bruno-Kreisky-Preis für seine Arbeit ausgezeichnet wurde, wie auch die Menschenrechtszentren an den Universitäten von Sarajevo, Banja Luka und Bilbao, das Centre for European Studies der Universität Essex und die Europäische Akademie Bozen. Von österreichischer Seite sind das Friedensinstitut in Schlaining, das Europäi​sche Trainings- und Forschungszentrum für Menschenrechte und Demokratie an der Univer​sität Graz sowie das gerade in Aufbau befindliche Kompetenzzentrum für Südosteuropa an der juridischen Fakultät zu nennen. 

Darüber hinaus soll, auf Grund des ebenso politikorientierten Charakters dieses Projektes, der Versuch unternommen werden, die theoretischen Forschungsrgebnisse den Entscheidungsträgern in Diplomatie, Militär und Politik zugänglich zu machen und damit einen Beitrag zum Demokratisierungsprozeß sowie dem Auf- und Ausbau von Rechtsstaatlichkeit und multikulturellen Gesellschaften in postkonfliktären Situationen zu leisten.

